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Baurecht. Wurde ein Einheitspreis
vereinbart, darf eine Vertragspartei eine
Anpassung fordern, wenn die ausgeführte
Menge um mehr als 10% von der
vereinbarten Menge abweicht. Die Kosten
müssen sich dabei nicht verändert haben.

BGH, Urteil vom 21. November 2019,
Az. VII ZR 10/19

Anspruch auf neuen Einheitspreis
auch ohne Kostenänderung
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DER FALL

Ein Unternehmen hat eine Natursteinfas-
sade einschließlichDämmung hergestellt.
Nach der Abnahme stellte es die Schluss-
rechnung und rechnete dabei den Auf-
wand für die Dämmung nach den Maßen
der Fassadenbekleidung zu den vertrag-
lich vereinbarten Einheitspreisen ab. Der
Auftraggeber wollte die Schlussrechnung
erheblich kürzen. Er begründete das
damit, dass die Dämmung nach den –
geringeren – Maßen der Fläche abgerech-

net werden muss, die tatsächlich zu
bekleiden war. Außerdem verlangte er,
dass die Einheitspreise aufgrund der
geänderten Menge um den dort enthalte-
nen Anteil der allgemeinen Geschäftskos-
ten herabgesetzt werden. Dagegen klagte
die Firma, und das Berufungsgericht
sprach ihr den Restwerklohn imWesentli-
chen zu, weil ihre Kosten sich durch die
Mengenänderung nicht verändert haben.
Der Auftraggeber legte Revision ein.
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DIE FOLGEN

Die Revision war erfolgreich: Der Auftrag-
geber hat Anspruch darauf, dass ein neuer
Preis vereinbart wird. Laut dem BGH setzt
dies nach § 2 Abs. 3 Nr. 2 VOB/B voraus,
dass die ausgeführte Menge von dem im
Vertrag angegebenen Ansatz ummehr als
10% abweicht und eine Partei die Verein-
barung eines neuen Preises verlangt. Dass
sich die Kosten, die im ursprünglichen
Einheitspreis veranschlagt waren, verän-
dert haben, ist dagegen keine Vorausset-
zung für den Anspruch auf eine neue
Preisvereinbarung. Auftraggeber und Auf-

traggnehmer müssen sich auf einen
neuen Preis einigen – und sind dabei zur
Kooperation verpflichtet. Können sie sich
nicht einigen, wird der neue Preis im
Streitfall vom Gericht bestimmt. Im kon-
kreten Fall wird nun das Berufungsgericht
entscheiden, wie der neue Einheitspreis
für die abweichenden Mengen bei der
Fassadendämmung gebildet werden
muss. Dabei müssen die Richter einen
angemessenen Zuschlag für allgemeine
Geschäftskosten berücksichtigen.
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WAS IST ZU TUN?

Vertragsparteienmüssen nach dieser Ent-
scheidung des BGH bei der Vertragsge-
staltung darauf achten, wie sie die Bildung
eines neuen Einheitspreises regeln wollen
für denFall, dass es zu einerMengenände-
rung kommt. Der BGHhat zuvor entschie-
den, dass sichdie Parteien sowohl vor Ver-
tragsschluss als auch nachträglich über
einzelne Bestandteile der Preisbildung
verständigen können. Gelingt keine Eini-

gung, ist der neue Einheitspreis für abwei-
chende Mengen nach den Kosten zu
bemessen, die tatsächlich erforderlich
sind – zuzüglich angemessener Zuschläge.
Auf die vorkalkulatorische Preisfortschrei-
bung kann damit nicht zurückgegriffen
werden. Es sei denn, die Parteien verein-
baren einen derartigen Maßstab für die
Bestimmung eines neuen Einheitspreises
individuell. Anja Hall

Dr. Christian Giesecke
von Lenz und Johlen

Bild: Lenz und Johlen

Öffentliches Recht. Die Anzahl zulässiger
Vorhaben in einem Sondergebiet darf nicht
beschränkt werden. Es sei denn, die
maximale Verkaufsfläche wird für
einzelne Grundstücke festgelegt.

BVerwG, Urteil vom 17. Oktober 2019,
Az. 4 CN 8/18

Keine Obergrenze für zulässige
Vorhaben im Sondergebiet
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DER FALL

Die Stadt Kaiserslautern hat in einem
stark mit Einzelhandel besetzten Gebiet
einen einfachen Bebauungsplan aufge-
stellt, um ihr Einzelhandelskonzept um-
zusetzen. Der Bebauungsplan schließt
innerhalb von Industrie- und Gewerbege-
bieten Einzelhandel nahezu vollständig
aus, lässt in unmittelbar angrenzenden
Sondergebieten aber große Einkaufszen-
tren zu. In den Sondergebieten gibt es
Sortimentsbeschränkungen und es sind
große Verkaufsflächen erlaubt; dennoch

ist ausdrücklich jeweils nur ein einzelnes
Einkaufszentrum zulässig. Das OVG
Koblenz hat den Bebauungsplan für wirk-
sam gehalten. Das BVerwG hat allerdings
festgestellt, dass es für eine zahlenmäßige
Beschränkung von Einzelhandelsbetrie-
ben in Sondergebieten keine Rechts-
grundlage gibt. Sortimentsbeschränkun-
genbezogen auf ein Einkaufszentrumsind
weiterhin zulässig, auchwennes ausmeh-
reren Einzelhandelsbetrieben besteht,
stellt das Gericht zudem klar.
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DIE FOLGEN

Als Konsequenz der bisherigen BVerwG-
Rechtsprechung zu Verkaufsflächen-
kontingenten gibt es in vielen Bebau-
ungsplänen für den Einzelhandel eine
Obergrenze der zulässigen Betriebe. Die
Festsetzungen sehen häufig vor, dass dort
nur „ein“ Einzelhandelsbetrieb zulässig
sein soll. Sofern nicht durch andere Rege-
lungen sichergestellt wird, dass in diesem
Sondergebiet tatsächlichnur ein einzelner

Betrieb errichtet werden kann, sind derar-
tigeKontingente nachdiesemUrteil unzu-
lässig und Bebauungspläne, die sich
darauf stützen, unwirksam. Die Anzahl
der zulässigen Einzelhandelsbetriebe
kann in den Festsetzungen des Bebau-
ungsplans nicht beschränkt werden – es
sei denn, es gibt innerhalb des Sonder-
gebiets nur ein geeignetes Baugrundstück
für die festgesetzte Nutzung.

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

WAS IST ZU TUN?

Die Entscheidung verdeutlicht einmal
mehr, wie sorgfältig kommen bei der Fest-
setzung von Sondergebieten für den groß-
flächigen Einzelhandel vorgehen müssen
und welche Probleme dabei entstehen
können. Soll tatsächlich nur ein Einzel-
handelsbetrieb in einem Sondergebiet
errichtet werden, muss dies durch andere
Festsetzungen des Bebauungsplans sicher-
gestellt werden. Seit jeher führt es in der
Planungspraxis zu Problemen, wenn in
einem Gebäudekomplex verschiedene

Einzelhandelsbetriebe untergebracht wer-
den sollen. Das BVerwG zeigt jedoch
einen Lösungsweg abseits der Gestaltung
des Bebauungsplans auf: Eine zahlenmä-
ßige Beschränkung ist zulässig, wenn es
nur ein geeignetes Baugrundstück gibt.
Die Anforderungen daran, wann ein sol-
ches geeignetes Baugrundstück vorliegt,
sind jedoch nicht formuliert und damit
rechtsunsicher. Das Urteil sollte daher
nicht zu einer Abkehr von der bisherigen
Planungspraxis führen. Anja Hall

Steuerberater
Klaus Bührer
von Dornbach

Bild: Dornbach

Steuerrecht. Wird ein Grundstück unter
Vorbehaltsnießbrauch geschenkt und zahlt
der Schenkende Zins und Tilgung des
Immobilienkredits, reduziert sich dadurch
beim Beschenkten die abzugsfähige
Nießbrauchslast.

BFH, Urteil vom 28. Mai 2019,
Az. II R 4/16

Beschenkter kann nur
tatsächliche Zinslast anrechnen
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DER FALL

Eltern schenkten ihrem Sohn diversen
Grundbesitz und behielten sich den Nieß-
brauch an den Erträgen aus diesen Immo-
bilien vor. Die Darlehensverbindlichkei-
ten waren auf den Sohn übergegangen,
Zins undTilgung hatten aber die Eltern für
die Dauer des Nießbrauchs zu tragen. Der
Sohn ermittelte den schenkungsteuerli-
chen Wert des übertragenen Grundbesit-
zes, dabei zog er den Jahresreinertrag aus
den Immobilien ab. Diesen Jahresreiner-
trag ermittelte der Sohn ohne Abzug
der Zinsaufwendungen. Das Finanzamt

bestand allerdings auf dem Zinsabzug
und erließ entsprechende Steuerbe-
scheide. Dagegen erhob der Sohn Ein-
spruch beim Finanzamt und legte Klage
beim Finanzgericht ein, beide Male ohne
Erfolg. Er beantragte daraufhin Revision
beim BFH und argumentierte, dass er im
Außenverhältnis weiterhin für die über-
nommenen Schulden hafte. Diese müss-
ten dementsprechend mindernd berück-
sichtigt werden, wenn der Schenkung-
steuerwert ermittelt wird.
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DIE FOLGEN

Die Revision beim BFH hatte keinen
Erfolg. Da die Eltern die Zins- und Til-
gungsleistungen aus dem Immobiliendar-
lehen im Rahmen des Vorbehaltsnieß-
brauchs tragen, ist der Sohn dadurch auch
nicht belastet. Die übernommenen Zins-
lasten mindern den ertragsteuerlichen
Jahresreinertrag des Nießbrauchers, also
der Eltern. Folglichmuss das auch für den
zu kapitalisierenden Reinertrag gelten,
derwiederumden schenkungsteuerlichen

Wert des Beschenkten mindert. Es würde
dem Bereicherungsprinzip widerspre-
chen, wenn die Schuldzinsen nicht abge-
zogen werden und der Jahreswert beim
Sohn dadurch höher anzusetzen wäre als
ertragsteuerlich bei den Eltern. Der
Beschenkte hat schon dadurch einen Vor-
teil, dass er die Zinszahlungen für die
übernommenen Verbindlichkeiten nicht
leisten muss.
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WAS IST ZU TUN?

DerBFHerfüllte nicht dieHoffnungen, die
Beobachter in dieses Verfahren gesetzt
hatten. Will man erreichen, dass der zu
kapitalisierende Jahresreinertrag nicht
durch die Zinszahlungen gemindert wird,
muss der Beschenkte folglich die Zins-
und Tilgungsleistungen übernehmen. Da
ihmbeimVorbehaltsnießbrauchdieMiet-
erträge nicht zustehen, dürfte dies nur in
Ausnahmefällen eine attraktive Gestal-

tung sein. Je nach Fallkonstellation
könnte hier ein Verkehrswertgutachten
helfen: Damit kann ein niedrigerer Schen-
kungswert nachgewiesen werden als nach
den üblichen schenkungsteuerlichen Ver-
fahren. Da im Rahmen eines Verkehrs-
wertgutachtens abweichende Bewer-
tungsgrundsätze gelten, kann sich hieraus
ein höherer Abzugsbetrag für den Nieß-
brauch ergeben. Anja Hall

Rechtsanwältin
Sabrina Greubel

von Hogan Lovells
Quelle: Hogan Lovells

Mietrecht. Werden die Unterschriften bei
einem Nachtrag zu einem Pachtvertrag über
und nicht unter die ergänzenden
Vereinbarungen gesetzt, stellt dies einen
Schriftformmangel dar. Damit kann der
gesamte Vertrag vorzeitig gekündigt werden.

OLG Köln, Urteil vom 4. Oktober 2019,
Az. 1 U 83/18

Eine Unterschrift darf nicht über
dem Vertragstext stehen
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DER FALL

Am 25. Oktober 2014 haben die Parteien
einen gewerblichen Pachtvertrag über
eine Gaststätte mit einer Festlaufzeit
geschlossen. Am 19. Dezember desselben
Jahreshaben sie sich auf eine „Ergänzung“
zum Pachtvertrag geeinigt; verpachtet
wurde ein weiterer Lagerraum. Jedoch

haben Pächter und Verpächter nicht
unterhalb dieser ergänzenden Vereinba-
rung unterschrieben, sondern oberhalb,
nämlich über dem Vertragstext der
„Ergänzung“. Später kommt es unter
anderem zum Streit darüber, ob dieser
Nachtrag der Schriftform genügt.
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DIE FOLGEN

Die Unterschriften über und nicht unter
dem Vertragstext des Nachtrags führen
dazu, dass dieser als solcher nicht ord-
nungsgemäß unterschrieben ist. Damit
genügt er nicht der gesetzlichen Schrift-
form (§§ 550 Satz 1, 126BGB), die fürMiet-
oder Pachtverträge nötig ist, die über
mehr als ein Jahr abgeschlossen werden.
Beiderseitige Unterschriften auf einem
Vertrag müssen den gesamten Vertrags-
inhalt decken und den Text räumlich
abschließen. Damit der Nachtragwirksam
ist, reicht es nicht aus, dass sich die Par-
teien über den Inhalt einig sind und ihn
durch die Unterschriften als gedeckt anse-
hen. Der Formmangel einer Änderung zu
einem Miet- oder Pachtvertrag führt

außerdem dazu, dass der zunächst form-
gültig geschlossene ursprüngliche Vertrag
ebenfalls der Schriftform entbehrt. Nur
wenn der Nachtrag den ursprünglichen
Vertrag nicht inhaltlich verändert, etwa
nur die Laufzeit verlängert, wäre das nicht
der Fall. Hier aber enthält der Nachtrag
eine Veränderung wesentlicher Vertrags-
bestandteile, weil weitere Flächen ver-
pachtet werden. Da der Nachtrag gegen
die Schriftform verstößt, gilt der Pachtver-
trag, der eigentlich eine Festlaufzeit vor-
sieht, insgesamt als auf unbestimmte Zeit
abgeschlossen und ist dadurch schon vor
Ablauf der vereinbarten Laufzeit kündbar.
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WAS IST ZU TUN?

Auch bei Nachträgen zu Miet- und Pacht-
verträgenmuss unbedingt darauf geachtet
werden, dass die Schriftform eingehalten
wird – unter anderem, indem die Unter-
schriften ordentlich unterhalb des Ver-
tragstexts angebracht werden. Sind Nach-
träge formbedürftig, weil sie einen
wesentlichen Punkt regeln, gilt das auch
wenn sie – zum Beispiel handschriftlich –
auf eine bereits unterschriebene Vertrags-

urkunde unterhalb der Unterschriften
gesetzt werden. Werden diese Anforde-
rungen nicht beachtet, kann das dazu füh-
ren, dass wegen des schriftformwidrig
abgeschlossenen Nachtrags der gesamte
Miet- bzw. Pachtvertrag schon vor Ablauf
einer Festlaufzeit kündbar wird. Dabei
muss allerdings die gesetzlich Kündi-
gungsfrist eingehalten werden. Anja Hall
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